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Geſetzllatt 
die Freie Stadt Danzig 


für 


Nr. 99 Ausgegeben Danzig, den 7. Dezember 1923 


Inhalt. Geſetz zur Einführung der Guldenwährung im Gebiet der Freien Stadt Danzig (S. 1299). — 
Uebe reinkommen zwiſchen der Republik Polen und der Freien Stadt Danzig über die Währungsreform in der Freien 
Stadt Danzig (S. 1300). — Münzgeſetz (S. 1303). — Notenbankgeſetz (S. 1305). 


451 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſe tz Ba, 
zur Einführung der Guldenwährung im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 20. 11. 1923. 


Artikel 1. 

Im Gebiete der Freien Stadt Danzig gilt vom 1. Januar 1924 ab der Gulden und der 
Pfennig als alleiniges geſetzliches Zahlungsmittel. eh 

Die Guldenwährung beruht auf dem dieſem Geſetz beigefügten Münzgeſetz und Notenbankgeſetz 
mit Notenprivileg. 

Dem in Genf am 22. September 1923 geſchloſſenen nachſtehend veröffentlichten Abkommen 
zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen über die Währungsreform in der Freien 
Stadt Danzig wird die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung erteilt. 


Artikel 2. 

Alle am 1. Januar 1924 beſtehenden und im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu erfüllenden 
privatrechtlichen Markanſprüche, auch ſoweit ſie dinglicher Art oder bedingt oder befriſtet ſind, können 
nach Wahl des Schuldners in Mark oder Gulden erfüllt werden. Die Wahlerklärung muß dem Gläubiger 
ſpäteſtens am 3. Januar 1924 zugehen; ſoweit Banken oder Sparkaſſen Schuldner ſind, verlängert ſich 
die Friſt bis zum 4. Januar 1924. Erfolgt die Wahlerklärung verſpätet oder unterbleibt ſie, ſo ſind 
die Markforderungen in Gulden zu erfüllen.“ 

Iſt in Gulden zu erfüllen, ſo erfolgt die Umwandlung zu einem Kurs, der am 2. Januar 1924 
bekanutgemacht wird. 

Durch die Umwandlung gemäß Abſ. 1 und 2 wird der Gläubiger nicht gehindert, dem Schuldner 
gegenüber etwa beſtehende Anſprüche aus der Entwertung der Reichsmark bei Forderungen, die vor 
dem 1. Januar 1922 begründet ſind, mittels eingeſchriebenen Briefes bis zum 15. Januar 1924 geltend 
zu machen. 

Andere Anſprüche aus der Entwertung der Reichsmark als die im Abſ. 3 bezeichneten ſind nur 
im Falle des Verzugsſchadens zuläſſig. Die in Abſ. 3 bezeichneten Anſprüche find bei verſpäteter Geltend- 
machung ausgeſchloſſen. > 

Im Falle einer rechtzeitigen Geltendmachung der im Abſ. 3 bezeichneten Auſprüche find beide 
Teile berechtigt, Klage auf Feſtſtellung des Anſpruchs zu erheben. ö 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 15. 12, 192%). 
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- Artikel 3. 

Das Geſetz über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 20. Oktober 1923 
— Geſetzbl. S. 1067 — wird dahin geändert: 

a) die 88 1—4 werden aufgehoben, 

b) in $ 5 Abſ. 1 werden die Worte „Reichsmark (Papiermark) oder“ geſtrichen. 

; Artikel 4. 

Der Senat wird ermächtigt, die im Art. 1 und 2 dieſes Geſetzes ſowie in $ 8 des Münggeſetzes 
und in den SS 1 und 7 des Notenbankgeſetzes genannten Termine entſprechend dem Fortgang der 
Durchführung des Münzgeſetzes und des Notenbankgeſetzes im Verordnungswege abzuändern. 

Den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes beſtimmt der Senat. 

Artikel 5. 

Falls die Durchführung des Notenbankgeſetzes es erfordert, können Umlaufsmittel, die nach dem 
Geſetz über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit vom 20. Oktober 1923 ausgegeben ſind, nach näherer 
Anordnung des Senats abweichend von der Beſtimmung des § 1 Abſ. 2 des Notenbankgeſetzes bis zum 
30. April 1924 in den Verkehr geſetzt oder in Verkehr gehalten werden. 

Danzig, den 20. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


652 Auf Grund des Art. 1, Abſ. 3 des vorſtehenden Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig, vom 20. November 1923 wird das nachſtehende Ubereinkommen 
hiermit veröffentlicht. 

Danzig, den 3. Dezember 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


> 


lan En el 


übereinkommen | 
zwiſchen der Republik Polen und der Freien Stadt Danzig über die Währungsreform in der 
Freien Stadt Danzig. Genf, den 22. 9. 1923. 


Artikel 1. 

Die Währungsreform, welche in Danzig durchgeführt werden ſoll, ſoll kein Präjudiz ſchaffen 
für den Artikel 36 der Konvention von Paris. Die beiden vertragſchließenden Parteien erklären im 
Gegenteil noch einmal, daß ſie ſich verpflichten, ſobald es die Umſtände erlauben, auf den Antrag der 
einen oder der anderen Partei in Verhandlungen einzutreten, um ihre Münzſyſteme zu vereinheitlichen. 
Eine Friſt von einem Jahre muß vorgeſehen werden, bevor dieſe Vereinheitlichung, nachdem ſie einmal 
beſchloſſen iſt, in Kraft tritt. 

Artikel 2. 


Die Freie Stadt Danzig wird als Währungseinheit den Gulden, — den 25. Teil des Pfundes 


Sterling, — wählen. 
Artikel 3. 


Als einzige geſetzliche Zahlungsmittel im Gebiete der Freien Stadt Danzig dürfen, bis eine 
Vereinheitlichung gemäß Artikel 36 erfolgt iſt, nur gelten die Noten der Bank von Danzig, die Gold— 
münzen und die Danziger Silbermünzen, ſofern dieſe letzteren von der Bank von Danzig unbeſchränkt 
gegen ihre Noten eingetauſcht werden; als geſetzliche Zahlungsmittel werden ferner gelten die Danziger 
Scheidemünzen, falls der Annahmezwang für ſolche auf einen angemeſſenen Betrag durch Geſetz 
beſchränkt iſt. 
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Artikel 4. 


Eine Gruppe von polniſchen Banken, welche ihren Sitz in Danzig haben, kann auf ihr Erſuchen 
in das Konſortium zur Bildung der Bank von Danzig aufgenommen werden. Sie wird. diefelben- 
Rechte genießen und den gleichen Pflichten unterworfen fein, wie die anderen Konſortialbanken. 

Dieſe Gruppe wird insbeſondere die folgenden Rechte genießen: 8 

Sie wird ſich in der gleichen Weiſe wie die Danziger Banken an der Bildung der Bank von 
Danzig und der Subffription des Kapitals beteiligen können; ihre Verpflichtungen werden darin 
beſtehen, unter denſelben Bedingungen wie die Danziger Banken ihre Mitwirkung ſicherzuſtellen, d. h. 
ſich bereit zu erklären, einen verhältnismäßigen Anteil der Sicherheit, welche als Garantie für einen 
auswärtigen Währungskredit dienen ſoll, zu beſtellen und tatſächlich zu ihren Laſten zu übernehmen. 

Die Beteiligung dieſer Gruppe wird auf 25% feſtgeſetzt. Sie kann aber 30% erreichen in dem 
Falle, daß die Beteiligung von fremden Gruppen nicht mehr als 15% erreicht. Die polniſchen Banken, 
welche zu dieſer Gruppe gehören ſollen, werden durch ein Zuſatzabkommen beſtimmt werden. 

Artikel 5. 

In der Satzung der Bank wird vorgeſehen werden, daß die Hauptverſammlung die Wahl der 
Mitglieder des Auſſichtsrats unter prinzipieller Zugrundelegung des Wahlrechts vornehmen wird, 
vorbehaltlich einer Begrenzung des Rechts für einen Beauftragten andere Aktionäre zu vertreten. 

Der gleiche Grundſatz der Verhältnismäßigkeit ſoll auch Anwendung finden auf Wahlen, die 
der Auffichtsrat vorzunehmen hat, mit Ausnahme der folgenden Wahlen: a = 

a) für Ausſchüſſe, welche techniſche Aufgaben haben, z. B. Rechnungsreviſionen, Br 

b) für gemiſchte Ausſchüſſe, d. h. für ſolche, welche gleichzeitig Vertreter der Bank von Danzig 

und außerhalb dieſer Bank ſtehende Perſonen umfaſſen; aber auch in dieſem Falle ſollen 
diejenigen Mitglieder dieſer gemiſchten Ausſchüſſe, welche Vertreter der Bank von Danzig 
ſind, nach dem Grundſatz der Verhältnismäßigkeit gewählt werden. 3 


Artikel 6. 


Um die Durchführung der Vereinheitlichung im Sinne des Artikels 36 nicht durch das 
Vorhandenſein wohlerworbener Rechte der Aktionäre zu erſchweren, wird in dem Privileg der Bank von 
Danzig ein Recht zu teilweiſer Einſchränkung des Notenprivilegs oder deſſen Aufhebung durch die Freie 
Stadt mit einer Friſt von einem Jahre vorgeſehen ſein. Sollte bei einer Durchführung der Verein⸗ 
heitlichung nicht ein Angebot an die Aktionäre gemacht werden, welches von der Hauptverſammlung mit 
„ Mehrheit angenommen wird, jo muß eine Abfindung für die Einſchränkung oder für die Aufhebung 
vorgeſehen werden, deren Höhe für jedes Jahr von vorn herein in dem Privileg der Bank von Danzig 
beſtimmt wird. 

Die Republik Polen und die Freie Stadt Danzig werden im gegebenen Moment in Ver⸗ 
handlungen eintreten, um feſtzuſtellen, in welchem Verhältnis und in welcher Form die Freie Stadt 
Danzig von der Republik Polen als Folge der Anwendung des Artikels 36 der Konvention von Paris 
eine Abfindung verlangen kann, welche das Ergebnis von ſolchen Verhandlungen ſein würde, welche die 
Einſchränkung oder die Aufhebung des Notenprivilegs der Bank von Danzig zu Gunſten der ent 
sprechenden Ausdehnung des Notenprivilegs der Bank von Polen auf das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig herbeiführen würden. i 8 : 


Artikel 7. 
Der Senat verpflichtet ſich, dem diplomatiſchen Vertreter der Republik Polen unverzüglich die 
in dem Texte des Notenprivilegs vorgeſehenen vierzehntägigen Überſichten, die Monatsausweiſe und die 
Jahresbilanzen zuzuſenden und ihm auf Anfrage auch alle Informationen über die Bank von Danzig 
zu erteilen, ſoweit das vorgeſchriebene Bankgeheimnis es erlaubt. £ 
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Artikel 8. 

Die Republik Polen und die Freie Stadt Danzig erklären, daß überall da, wo in den Verträgen 
und Abkommen, in den Entſcheidungen des Rates des Völkerbundes und des Hohen Kommiſſars von 
Danziger Geld oder von einem dem Sinne nach ähnlichen Begriffe die Rede iſt, die beſtehenden Rechte 
und Pflichten von dem Tage der Einführung des Danziger Guldens an für dieſen gelten. Insbeſondere 
wird alſo der Danziger Gulden von allen der Republik Polen unterſtellten Kaſſen im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig in voller Höhe des Guldenwertes angenommen werden. 

Artikel 9. 

Die Freie Stadt Danzig erklärt ſich bereit, daß die der polniſchen Mark im Teile V des 
Warſchauer Abkommens vom 24. Oktober 1921 eingeräumte Sonderſtellung auch nach der Währungs⸗ 
reform beibehalten bleibt und das die gleiche Beſtimmung auf das künftige polniſche Währungsgeld 
Anwendung finden ſoll. 

Die Republik Polen erklärt ſich bereit, dem Danziger Gulden auf ihrem Gebiet eine reziproke 
Behandlung entſprechend den Beſtimmungen des Teiles V des Warſchauer Abkommens einzuräumen, 
ſobald dieſe Behandlung den geſetzlichen Beſtimmungen über die Behandlung fremder Währungen nicht 
widerſpricht. Bis dahin wird die Republik Polen dem Danziger Gulden dieſelbe Behandlung oder eine 
ebenſo günſtige Behandlung zuteil werden laſſen, wie anderen fremden Währungen, welche an der 
Warſchauer Börſe amtlich zugelaſſen ſind. 

Ferner erklärt die Republik Polen, daß ſie bis dahin Abſchlüſſe von Verträgen, welche auf 
Danziger Gulden lauten, nicht erſchweren oder beſchränken wird; Verträge dieſer Art genießen denſelben 
Rechtsſchutz wie die in polniſcher Mark oder in einem anderen polniſchen Währungsgelde abgeſchloſſenen 
Verträge. Dieſe Beſtimmung gilt jedoch nur für Verträge, bei denen wenigſtens ein Vertragsteil 
Danziger oder nicht polniſcher Staatsangehörigkeit iſt. Die in Danziger Gulden eingegangenen im 


Gebiete der Republik Polen fälligen Verpflichtungen dürfen nur in Danziger Gulden gezahlt werden, 


es ſei denn, daß der Gläubiger in eine andere Zahlungsart einwilligt; dieſe Beſtimmung wird jedoch 
nur dann gelten, wenn als Zahlungsort ein im Gebiete der Freien Stadt Danzig gelegener Ort 
beſtimmt iſt. f 

: Artifel 10. 

Die Republik Polen erklärt, mit dem Vorſatze die Durchführung der Währungsreform in 
Danzig zu erleichtern, daß ſie keine Entſcheidung durch die Organe des Völkerbundes über die in dieſem 
Übereinkommen vorgeſehene Währungsreform in Danzig anrufen wird. Falls der Artikel 7 der Pariſer 
Konvention anwendbar ſein würde, wird die polniſche Regierung gegen eine zur Begründung der Bank 
von Danzig aufzunehmende ausländiſche Anleihe keine Einwendungen erheben. 


Artikel 11. 
8 Die Republik Polen erklärt die Freiheit von Zöllen und Manipulationsgebühren beizubehalten 


oder zu gewähren für Danziger Metallgeld und Noten der Bank von Danzig ſowie für Prägemetall, 


das nachweislich zur Herſtellung von Danziger Metallgeld der Bank von Danzig verwendet wird, ſerner 
für ſolches Gold und Valuten, die zur Notendeckung dienen ſollen. f 


Artikel 12. 5 a 
Das vorſtehende Übereinkommen tritt in Kraft, ſobald die Bank von Danzig für die Durch— 
führung ihrer Währungsreform einen ausländiſchen Kredit erhalten hat und bleibt in Kraft bis zur 
Durchführung einer Vereinheitlichung gemäß Artikel 36. 
Geeſchehen in dreifacher Ausfertigung in Genf, den 22. September 1923. 
Namens der Freien Stadt Danzig: Namens der Republik Polen: 
gez. Dr. Ernſt Volkmann, gez. Plucinski, 
Finanzſenator der Freien Stadt Danzig. Generalkommiſſar der Republik Polen in Danzig. 


653 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Münz geſetz. 
Vom 20. 11. 1923. 
§ 1. 
Das alleinige Recht zur Ausprägung von Metallgeld ſteht dem Sun zu. 
Es ſollen ausgeprägt werden: 
1. Goldmünzen: 
Fünfundzwanzigguldenſtücke im Gewicht von 7,988 Gramm, wovon 7,322 Gramm 
Feingold; 
2. Silbermünzen: b 
Fünfguldenſtücke im Gewicht von 25 Gramm, wovon 18,75 Gramm Feinſilber, 
Zweiguldenſtücke im Gewicht von 10 Gramm, wovon 7,5 Gramm Feinſilber, 
Einguldenſtücke im Gewicht von 5 Gramm, wovon 3,75 Gramm Feinſilber, 
Einhalbguldenſtücke im Gewicht von 2,5 Gramm, wovon 1,875 Gramm Feinſilber; 
3. Nickelmünzen: 
Zehnpfennigſtücke und Fünf pfennigſtücke; 
4. Kupfermünzen: 
Zweipfennigſtücke und Einpfennigſtücke. s 
Als Legierungsmetall für Gold- und Silbermünzen wird Kupfer verwendet. 


§ 2. ö 5 

Das Verfahren bei den Ausprägungen wird vom Senat geregelt. Es ſoll die vollſtändige 
Genanigkeit der Münzen nach Gehalt und Gewicht ſicherſtellen. 

Soweit dieſe Genauigkeit bei dem einzelnen Stück nicht innegehalten werden kann, darf die 
Abweichung in mehr oder weniger bei den Goldmünzen im Gewicht nicht mehr als 2¼ Tauſendteile, 
im Feingewicht nicht mehr als 2 Tauſendteile betragen. 

Die Beſtimmungen über die ſtatthafte Fehlergrenze der Silbermünzen erläßt der Senat. Er 
iſt auch befugt, niedrigere Fehlergrenzen für Goldmünzen vorzuſchreiben, als in Abſ. 2 vorgeſehen ſind. 


§ 8. 

Die Goldmünzen und die Silbermünzen im Werte von einem Gulden und mehr tragen als 
Münzbild das Danziger Wappen mit den Schildhaltern, die Umſchrift „Freie Stadt Danzig“ ſowie 
die Wertangabe und die Jahreszahl der Stempelherſtellung; ferner tragen die Guldenſtücke und die 
Zweiguldenſtücke eine Kogge, die Goldmünzen und die Fünfguldenſtücke ein vom Senat zu beſtimmendes 
Münzbild. Die Halbguldenſtücke tragen ein Wappenbild ohne Schildhalter, die Wertangabe, Jahreszahl 
und die Inſchrift „Freie Stadt Danzig“ ſowie eine Kogge. ae 

- Die Nidel- und Kupfermünzen tragen das Danziger Wappen ohne die Schildhalter, die 
Inſchrift: „Freie Stadt Danzig“ oder „Danzig“, die Wertangabe und Jahreszahl. 

Die näheren Beſtimmungen über die Verteilung dieſer Prägemerkmale und ſonſtigen Ver⸗ 

zierungen erläßt der Senat. 92 


Der Geſamtbetrag der in Umlauf geſetzten Silbermünzen darf 30 Gulden, derjenige der Nidel- 
und Kupfermünzen 3 Gulden auf den Kopf der im Staatsgebiete dauernd anſäſſigen Bevölkerung 
nicht überſteigen. 
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Es dürfen jedoch Silbermünzen in einem Betrage von mehr als 25 Gulden auf den Kopf der 
im Staatsgebiete dauernd anſäſſigen Bevölkerung nur dann in den Verkehr gebracht werden, wenn ein 
Mangel an umlaufenden Silbermünzen ſich geltend gemacht hat und wenn die Bank von Danzig nicht 
dieſem Mangel aus eigenen Beſtänden abhelfen kann. 

§ 5. 

Niemand iſt verpflichtet, Silbermünzen im Betrage von mehr als 60 Gulden, Nidel- und 
Kupfermünzen im Betrage von mehr als 3 Gulden in Zahlung zu nehmen. 

Von den ſtaatlichen Kaſſen werden Silbermünzen in jedem Betrag in Zahlung genommen; die 
Beſtimmungen über die Annahme von Nickel- und Kupfermünzen und über den Umtauſch von Nidel- 
und Kupfermünzen und andere Zahlungsmittel bei den ſtaatlichen Kaſſen erläßt der Senat. 

Die Verpflichtung zur Annahme findet auf durchlöcherte und anders als durch den gewöhnlichen 
Umlauf im Gewicht verringerte ſowie auf verfälſchte Münzſtücke keine Anwendung. 

§ 6. 

Goldmünzen, deren Gewicht um nicht mehr als fünf Tauſendteile hinter dem Sollgewichte (8 2) 
zurückbleibt (Paſſiergewicht) und die nicht durch gewaltſame oder geſetzwidrige Beſchädigung im 
Gewichte verringert find, ſollen bei allen Zahlungen als vollwichtig gelten. 

Goldmünzen, die das Paſſiergewicht nicht erreichen und an Zahlungsſtatt von den öffentlichen 
Kaſſen ſowie von Geld- und Kreditanſtalten und Banken angenommen worden find, dürfen von dieſen 
Kaſſen nicht wieder ausgegeben werden. 

Die Goldmünzen werden, wenn ſie infolge längeren Umlaufs und Abnutzung am Gewichte 
ſoviel eingebüßt haben, daß ſie das Paſſiergewicht nicht mehr erreichen, für Rechnung des Staates ein 
gezogen. Auch werden dergleichen abgenutzte Goldmünzen bei allen Kaſſen des Staates ſtets voll zu 
demjenigen Werte, zu welchem ſie ausgegeben ſind, angenommen. 

Silber⸗, Nickel⸗ und Kupfermünzen, die infolge längeren Umlaufs und Abnutzung an Gewicht 
oder Erkennbarkeit erheblich eingebüßt haben, werden zwar noch von allen Staatskaſſen angenommen, 
ſind aber einzuziehen. 

RE 
Der Senat iſt befugt: 5 

1. Münzen außer Kurs zu ſetzen, 

2. die zur Aufrechterhaltung eines geregelten Geldumlaufs erforderlichen polizeilichen Vorſchriften 
zu erlaſſen, i 

3. zu beſtimmen, ob ausländiſche Münzen von den Staatskaſſen zu einem öffentlich bekannt⸗ 
zugebenden Kurs im inländiſchen Verkehr in Zahlung genommen werden dürfen, in ſolchem 
Falle auch den Kurs feſtzuſetzen. 


= & ar Zuwiderhandlungen gegen die vom Senat in Gemäßheit der Beſtimmungen des Abſatzes 1 
Be; getroffenen Anordnungen werden mit Geldſtrafe bis zu 250 Gulden oder mit Haft bis zu 6 Wochen beſtraft. 
. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1924 in Kraft. 

| 5 Danzig, den 20. November 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


654 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Noten bankgeſetz. 
Vom 20. 11. 1923. 

f 8 1. 

Die Freie Stadt Danzig überträgt das ihr ausſchließlich zuſtehende Recht zur Ausgabe von 
Geldſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis 31. Dezember 1953 an die in Danzig zu begründende 
„Bank von Danzig“ auf Grund der Beſtimmungen der dieſem Geſetz beigefügten als „Notenprivileg“ 
bezeichneten Anlage. 

Die Ausgabe von Geldſcheinen oder von Juhaberpapieren mit geldähnlichem Charakter iſt während 
der Dauer des Notenprivilegs weder der Freien Stadt Danzig, noch ihren Gemeinden oder Gemeinde— 
verbänden, noch öffentlichen oder privaten Organen oder Perſonen geſtattet. 

82. 

Das anliegende „Notenprivileg“ kann nur durch Geſetz und mit Zuſtimmung der Bank ab- 

geändert, aufgehoben oder verlängert werden. 
§ 3. 

Die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die Eintragung in das Handelsregiſter und die 
rechtlichen Folgen derſelben finden auf die „Bank von Danzig“ keine Anwendung. Im übrigen gelten 
für die Bank die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs nur inſoweit, als im anliegenden „Notenprivileg“ 
nicht abweichende Beſtimmungen getroffen ſind. Der Senat wird ermächtigt, weitere abweichende 
Beſtimmungen in der Satzung der Bank zuzulaſſen. a 

Die Bank gilt als errichtet mit Erteilung der Genehmigung der Satzungen durch den Senat. 

8 8 4. 

Die Bank von Danzig iſt frei von Einkommen- und Gewerbeſteuern der Freien Stadt Danzig 
ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände, ſowie von den von dieſen Steuern gleichartigen Abgaben. 
Welche Steuern als gleichartig in dieſem Sinn anzuſehen ſind, beſtimmt der Senat. 

Die Bank iſt ferner befreit von den Stempeln für den Gründungsvorgang. 

8 5. 

Die Mitglieder des Vorſtandes, die Prokuriſten, die Leiter der Zweiganſtalten und Agenturen, 
ſerner die Mitglieder des Bankausſchuſſes haben die rechtliche Stellung von Beamten der Freien Stadt 
Danzig. Sie können während ihrer Amtsdauer nur auf Grund eines beſonderen Disziplinarverfahrens 
entlaſſen werden, für welches der Senat nach Anhörung der Geſellſchaft die näheren Vorſchriften zu 
erlaſſen hat. 

Die Mitglieder des Auffichtsrates dürfen weder Beſoldung noch Tantieme von der Bank erhalten. 


8 6. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
87 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1924 in Kraft. 
Danzig, den 20. November 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 
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Notenprivileg. | | | 


Die Freie Stadt Danzig überträgt das ihr ausſchließlich zuſtehende Recht zur Ausgabe von 
Banknoten im Gebiet der Freien Stadt Danzig an die Bank von Danzig unter nachfolgenden Bedingungen: 
1. Die Bank von Danzig hat die Bildung ihrer Rechtsform ſofort nach Einzahlung des Aktien— 
kapitals auf Grund ihrer Satzungen vorzunehmen und ſpäteſtens am 1. Januar 1924 in Danzig ihren 
Bankbetrieb aufzunehmen, um von dieſem Tage an den Geldumlauf im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
zu regeln, die Zahlungsausgleichungen in Danzig und den Geldverkehr mit dem Ausland zu erleichtern, 
ſowie Bankgeſchäfte auf Grund dieſes Privilegs zu betreiben. 
2. Das Aktienkapital der Bank von Danzig beſteht aus 7500000 Gulden, eingeteilt in 75000 Aktien 
zu je 100 Gulden. Die Aktien ſind bis zur Errichtung der Bank mit 50 v. H. und ſpäteſtens bis zum 
31. März 1924 mit den reſtlichen 50 v. H. einzuzahlen. 
3. Die Staatsaufſicht über die Bank wird vom Senat geführt. Dieſer beſtellt zur Ausübung 
einen Bankkommiſſar und, ſoweit nötig, einen Vertreter für dieſen. : 
Der Bankkommiſſar kann in allen Sitzungen des Bankausſchuſſes, des Auffichtsrats und an den 
Hauptwerſammlungen teilnehmen, von dem Vorſtand jederzeit Auskünfte über die Angelegenheiten der 
Bank verlangen, die Bücher und Schriften der Bank einſehen. Er kann in beſonderen Fällen auf Koſten 
der Bank eine außerordentliche Hauptverſammlung einberufen. 
Die Organe der Staatsaufſicht (Senat und Bankkommiſſar) find verpflichtet, über die zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Angelegenheiten die Verſchwiegenheit in derſelben Weiſe zu wahren, wie die Organe 
der Bank. 
4. Die Staatsaufſicht erſtreckt ſich darauf, daß die Geſchäſtsführung der Bank den Beſtimmungen 
dieſes Privilegs und den anderen geſetzlichen Vorſchriften, ſowie der Satzung entſpricht. 
Der Zuſtimmung, der Beſtätigung oder der Genehmigung durch den Senat unterliegen: 
a) die Satzungen und alle ihre Anderungen, 
d) ein Beſchluß über Auflöſung der Bank, über die Verſchmelzung der Bank mit einer anderen, 
über die Erhöhung und Herabſetzung des Aktienkapitals und die Umwandlung der rechtlichen 
Form der Bank, 

e) Errichtung von Zweiganſtalten und Agenturen außerhalb des Gebiets der Freien Stadt 
Danzig. 

Der Senat hat ferner die Ernennung der Vertreter der Noteninhaber und Kreditnehmer zum 
Bankausſchuß vorzunehmen. 

5. Die Bank iſt befugt, nur folgende Bankgeſchäfte zu betreiben: 

a) Gold- und Silber in Barren, Münzen zu kaufen und zu verkaufen, 

b) Schecks auf auswärtige Plätze und ausländiſche Noten zu kaufen und zu verkaufen, wenn und 

ſolange die Stabilität der fremden Währung durch den Bankausſchuß anerkannt iſt. | 
Aus den Schecks müſſen mindeſtens zwei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete | 
haften, 

c) gegen Waren gezogene Wechſel, die auf Gulden lauten, mit einer Laufzeit von höchſtens | 

drei Monaten zu kaufen und zu verkaufen. Für Wechſel, die auf eine andere Währung lauten, 1 
iſt dies nur zuläſſig, wenn und ſolange die Stabilität dieſer Währung durch den Bankausſchuß 
anerkannt iſt. Aus den Wechſeln müſſen mindeſtens zwei als zahlungsfähig bekannte Ver- N 
pflichtete haften, | 
d) Darlehen auf nicht länger als drei Monate gegen Verpfändung von Papieren der unter c) 
genannten Art oder im Inlande lagernde Kaufmannswaren, die einen Börſen- oder Markt- 
preis haben, bis zu höchſtens 50 vom Hundert des Wertes zu geben, 
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oh für Rechnung ihrer Kunden Inkaſſos zu beſorgen und gegen Deckung Zahlungen zu leiſten 
und Anweiſungen oder Überweiſungen auf ihre Zweiganſtalten, Agenturen oder Korreſpondenten 
auszuſtellen, N f 1 N 
f) für fremde Rechnung Effekten aller Art ſowie Edelmetalle gegen Deckung zu kaufen und 
nach vorheriger Einlieferung zu verkaufen, 8 FE 
g) verzinsliche und unverzinsliche Gelder im Depoſitengeſchäft ſowie im Giroverkehr anzunehmen, 
h) Wertgegenſtände in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. f 

3. Der Bank von Danzig iſt hiernach nicht geſtattet: + 
a) Schuldverſchreibungen der Freien Stadt Danzig oder ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände 
für eigene Rechnung zu kaufen, zu diskontieren oder zu beleihen, 8 

b) Wechſel zu akzeptieren, 

e) Waren oder kurshabende Papiere für eigene oder für fremde Rechnung auf Zeit zu kaufen 
oder auf Zeit zu verkaufen, oder für die Erfüllung ſolcher Kaufs⸗ oder Verkaufsgeſchäfte 
Bürgſchaft zu übernehmen. ' 

7. Die Bank von Danzig hat der Freien Stadt Danzig gegenüber eine Vorzugsſtellung in dem 

Sinn, daß die Freie Stadt Danzig grundſätzlich ihre bankmäßigen Geſchäfte durch die Bank von Danzig 

bewirken läßt und diejenigen ihrer Geſchäfte, welche die Bank von Danzig ſelbſt nicht ausführen kann, 

durch ſie hindurchleitet. f 8 

Die Bank von Danzig iſt verpflichtet, ohne Entgelt an allen ihren Kaſſen im Gebiet der Freien 

Stadt Danzig Zahlungen für die Freie Stadt Danzig anzunehmen und an allen ihren Kaſſen Aus⸗ 

zahlungen für die Freie Stadt Danzig in Höhe des vorhandenen Guthabens zu leiſten. 1 20 

8. Die Bank hat das Recht, nach Bedürfnis ihres Verkehrs auf Gulden lautende Noten in 

Abſchnitten von 10, 25, 100 Gulden und einem Mehrfachen von 10, 25 und 100 Gulden auszugeben. 

Der Höchſtbetrag der in den Verkehr gebrachten Noten darf, unbeſchadet der Vorſchrift der Ziffer 10, 

100 Gulden auf den Kopf der im Gebiete der Freien Stadt Danzig dauernd anſäſſigen Bevölkerung 

nicht überſteigen. In 

9. Die Bank ift verpflichtet, für den Betrag ihrer im Umlauf befindlichen Noten jederzeit 
mindeſtens ein Drittel in Goldmünzen in Noten der Bank von England oder in täglich fälligen For⸗ 
derungen gegen dieſe Bank, die über engliſche Pfunde lauten, als Deckung bereit zu halten. Hierbei 

rechnet 1 Pfund Sterling engliſcher Währung = 25 Gulden. f 

Die Deckung für den Reſt hat in diskontierten Handelswechſeln, die den Vorſchriften der Ziffer 5e 
genügen, oder in Danziger Metallgeld zu beſtehen; Danziger Metallgeld darf jedoch als Deckung nur 
ſolange dienen, als der Geſamtbetrag der im Umlauf geſetzten Silbermünzen mit dem im Münzgeſetz 
vorgeſehenen Silbergehalt 30 Gulden, der Umlauf der Nickel⸗ und Kupfermünzen 3 Gulden, auf den 

Kopf der im Staatsgebiet dauernd anſäſſigen Bevölkerung nicht überſteigt. N 

10. Falls der Notenumlauf der Bank die in Ziffer 8 angegebene Grenze überſchreitet, muß die 

Mehrausgabe voll in Goldmünzen oder in Noten der Bank von England oder täglich fälligen Forderungen 

gegen dieſe Bank, die über engliſche Pfunde lauten, gedeckt ſein. Von der Mehrausgabe der Banknoten 

iſt eine Steuer von jährlich 5% an die Freie Stadt Danzig zu zahlen. Der Senat kann die Noten. 
ſteuer ganz oder teilweiſe unerhoben laſſen, wenn die Bank glaubhaft nachweiſt, daß ein entſprechender 

Teil der über die Höchſtgrenze (Ziffer 8) ausgegebenen Noten ſich im Ausland oder außerhalb des Umlaufs 

gebunden befindet. a 10 

Für die Ermittelungen der Steuerpflicht hat die Bank am letzten Werktag jeden Monats den 

Betrag der umlaufenden Noten dem Bankkommiſſar zu melden. Zugleich iſt der Beſtand der Deckung 

getrennt nach den zugelaſſenen Arten (Ziffer 9) anzugeben. Von den nach jeder dieſer Meldung ſich 

ergebenden ſteuerpflichtigen Überſchreitungen werden / % als Steuer innerhalb des nächſten Monats 


erhoben. N 
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allein ie Bank er bei dir Kaſſe ihrer Hauptniederlaſſung in ER Kemer: Einzahlung von 
Se Sulden oder Noten der Bank von Danzig in Beträgen von mindeſtens 1000 Gulden dem 
Einlieferer Schecks auf ihre Zahlſtelle in London zu verabfolgen, ſobald die Gulden oder die Noten zu 
nicht höherem Kurſe als L —. 19. 10 (19 Schilling 10 Pence) für je 25 Gulden angeboten werden. 

Die Bank muß ferner ihre Noten und Metallgeld der Freien Stadt Danzig jederzeit an allen 
ihren Kaſſen zu ihrem vollen Nennwert in Zahlung nehmen. Metallgeld der Freien Stadt Danzig 
löſt ſie zu ſeinem vollen Nennwert in ihren Noten ein. Dieſe Verpflichtung beſteht jedoch nur ſolange, 
als der Geſamtbetrag der in Umlauf geſetzten Silbermünzen mit dem im Münggeſetz vorgeſehenen 
Silbergehalt 30 Gulden, der Geſamtbetrag der Nidel- und Kupfermünzen 3 Gulden auf den Kopf der 
im Staatsgebiet dauernd anſäſſigen Bevölkerung nicht überſteigt. 

Dieſe Umwandlung und Einlöſungen erfolgen gebühren- und ſteuerfrei. 
12. Die Bank muß bei ihrer Zahlſtelle in London Schecks in Gulden auf ihre Kaſſe in Danzig 
gegen Einzahlung von engliſchen Pfunden verabfolgen, die über mindeſtens 1000 Gulden lauten und 
zum Preiſe von nicht mehr als L 1.—.1 (1 Pfund 1 Penny) für je 25 Danziger Gulden abgegeben 
werden. Etwaige Steuern und Speſen gehen zu Laſten des Einzahlenden. 

13. Die Freiſtadthauptkaſſe wird Anforderungen der Bank auf Lieferung von geſetzlichem Metal 
geld (Ziffer 11) gegen Hergabe von Noten vorzugsweiſe erfüllen. 

14. Für beſchädigte Noten hat die Bank Erſatz zu leiſten, wenn entweder ein Teil der Note, 
der größer als die Hälfte iſt, eingereicht, oder der Nachweis geführt wird, daß der Reſt der Note, von 
der ein kleinerer Teil eingeliefert wird, vernichtet iſt. 

15. Auf Anordnung oder mit Genehmigung des Senats werden die Noten der Bank auf⸗ 
gerufen und eingezogen. Der Senat ſetzt die Beſtimmungen für jeden Aufruf und jede Einziehung jo 
feſt, wie dies der ordnungsmäßigen Regelung des Notenumlaufs und der Sicherung der Noteninhaber 


entſpricht. 
; 16. Die Bank hat den Stand ihrer Aktiven und Paſſiven alle 14 Tage durch eine vom Senat 
zu bezeichnende Zeitung auf ihre Koſten zu veröffentlichen. i 
Aus dieſer Veröffentlichung müſſen ſich ergeben: 
bei den Aktiven 
der Beſtand an baren Deckungsmitteln (Ziffer 9), 
der Beſtand an deckungsfähigen Wechſeln Giffer Be und 9), 
der Beſtand an Lombardforderungen, 
der Beſtand an Valuten, 
der Beſtand an ſonſtigen Aktiven mit täglicher Fälligkeit, 
der Beſtand an ſonſtigen Aktiven mit Kündigungsfrist 
» bei den Paſſiven 
das Grundkapital, 
der Reſervefonds, 
der Betrag der umlaufenden Noten, 
die ſonſtigen täglich fälligen Verbindlichteiten, 
die Verbindlichkeiten mit Kündigungsfriſten, 
f die ſonſtigen Paſſiven. 
Abenden ſind die aus Avalverpflichtungen ſich möglicherweiſe ergebenden Verbindlichkeiten und Sicher 
heiten, die die Bank beſtellt hat, auszuweiſen. 
157. Die Bank hat bis ſpäteſtens Ende April eines jeden Jahres eine genaue Bilanz ihrer 
Aktiven und Paſſiven und einen Jahresabſchluß ihrer Gewinn- und Verluſtrechnung durch eine vom 
Senat zu bezeichnende Zeitung auf ihre Koſten zu veröffentlichen. 
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1 der Bilanz ind folgende, Poſten gesondert wagen. l 
a) bei den Aktiven: een 

der Beſtand an zur Volldeckung geeigneten Mitteln (ale 9 Af 55 gehört nad) den 
einzelnen Arten, 

der Beſtand an deckungsfähigen Wechſeln und ſonſtigen zur Sieibettetdetung: zugelaſſenen 
Aktiven, getrennt nach den einzelnen Arten Gier 9. Bu 2), 

der Beſtand an ſonſtigen Wechſeln, 

der Beſtand an Lombardforderungen, 

der Beſtand an Valuten und Edelmetall, 3 2 

der Buchwert der Grundſtücke und Gebäude ber We, 

b) bei den Paſſiven: 

das Grundkapital, 

der Reſervefonds unter Angabe 
des Beſtands am Schluſſe des Vorjahrs, 
des für das abgelaufene Geſchäftsjahr zugeführten Brtrags, 
des Beſtands am Schluſſe des Geſchäftsjahrs, ® 

der Geſamtbetrag der ausgegebenen Noten, getrennt nach ihrer Stückelung, 

die Guthaben der Giro⸗ und Depoſitengläubiger, 

die Beträge der Depoſiten, getrennt nach Fälligkeit und Verzinslichkeit, 

der Betrag der geſchuldeten Depoſitenzinſen, 

die Rücklagen für zweifelhafte Forderungen, 

der Betrag des ſich ergebenden Reingewinns. 

18. Der nach Abzug der Abſchreibungen ſich ergebende Reingewinn iſt in folgender Weiſe 
zu verteilen: 
a) zunächſt wird der vierte Teil dem Reſervefonds zugeſchrieben, ſolange dieſer nicht das ein⸗ 
gezahlte Grundkapital überſteigt, i 
b) alsdann wird den Aktionären eine ordentliche Dividende bis zu 5% des Kapitals gewährt, 
e) von dem Reſt kann ein Viertel zur Zahlung von Ilberdividenden oder zur Überweifung an 
einen Fonds für Überdividenden verwendet werden, mindeſtens drei Viertel des Reſtes 
fließen ſolange und ſoweit dem Reſervefonds zu, wie dieſer nicht die unter a) bezeichnete 
Höhe erreicht oder wiedererreicht hat. Sofern dieſem Erfordernis genügt iſt, ſind die drei 
Viertel des Reſtes an die Freie Stadt Danzig abzuführen. 

Das bei der Einzahlung von Aktien ſich ergebende Aufgeld fließt dem Reſervefonds zu. 


19. Der Senat hat das Recht, dieſe Berechtigung zur Ausgabe von Banknoten während ſeiner 
Dauer teilweiſe einzuſchränken oder aufzuheben. Die Einſchränkung oder Aufhebung erfolgt durch eine 
dem Vorſtand der Bank zuzuſtellende Erklärung und tritt in Kraft mit Ablauf desjenigen Kalender⸗ 
monats des folgenden Jahres, der durch feine Benennung dem Monat entſpricht, in welchem die Er- 
klärung zugeſtellt iſt. 
N Falls nicht im Zuſammenhang mit der Erklärung des Senats ein Angebot an die Aktionäre 
gemacht wird, welches von der Hauptverſammlung mit Zweidrittel⸗-Mehrheit angenommen wird, ſo muß 
der Bank von Danzig für die Abfindung ihrer Aktionäre ein Betrag gezahlt werden, deſſen Höhe ſich 
nach folgenden Grundſätzen beſtimmt: 

Im Fall der vollſtändigen Aufhebung des Rechts zur Ausgabe von Banknoten ſind 
zu zahlen: beim Erlöſchen des Notenprivilegs im Kalenderjahr 1925 — 50 % vom Nenn⸗ 
wert des Aktienkapitals. Dieſer Betrag mindert. 9 Jöhrtie um 2% bis e zum 
Kalenderjahr 1946, von dann an um Jährlich 1% 
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Im Fall einer tellweiſen Einſchränkung des Rechts zur Ausgabe von Banknoten, mindern 
ſich die vorſtehend genannten Beträge entſprechend dem Verhältnis, in welchem die vollſtändige 
Aufhebung des Rechts zur Ausgabe von Banknoten zur teilweiſen Einſchränkung ſteht. 
20. Das in dieſem „Privileg“ enthaltene Recht der Notenausgabe erliſcht im Falle des Konkurſes 
der Bank durch Eröffnung des Verfahrens gegen die Bank. 
Das Recht zur Ausgabe von Banknoten kann durch den Senat für verwirkt erklärt werden: 
a) wenn die Vorſchriften dieſes Privilegs über die Deckung der umlaufenden Noten erheblich 
verletzt ſind, 5 i 
b) wenn die Bank Geſchäfte betreibt, die ihr nach dieſem Privileg nicht geſtattet ſind, 
e) wenn das Kapital der Bank ſich durch Verluſt um mehr als die Hälfte vermindert hat. 
Im Fall des Erlöſchens oder der Verwirkung des Rechts der Notenausgabe wird die Einziehung 
der von der Bank ausgegebenen Noten nach den Vorſchriften der Ziffer 15 vom Senat angeordnet. 


Danzig, den 20. November 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. Druck von A. Schroth in Danzig. 
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